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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Richter Dr. Schmidt-Kessel, die Richterin Dr. Ritter 
und die Richter Römer, Dr. Schlichting und Terno auf die 
mündliche Verhandlung vom 8. Juni 1994

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
14. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Köln vom 
13. Juli 1993 wird mit der klarstellenden Maß­
gabe zurückgewiesen, daß die Beklagte den unge­
kürzten Betrag so lange zu zahlen hat, wie die 
geschiedene Ehefrau des Klägers aus ihrer Ver­
sicherung keine Rente bezieht.

Die Kosten des Revisionsverfahrens trägt die 
Beklagte.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die Parteien streiten über die Höhe der Zusatzrente, 
die die Beklagte dem Kläger zu gewähren hat.

Der Kläger war, bevor er 1986 erwerbsunfähig wurde, 
bei der Beklagten beschäftigt und zusatzversichert. Durch 
Urteil vom 7. Februar 1985 wurde die Ehe des Klägers ge­
schieden und ein Versorgungsausgleich zugunsten der ge­
schiedenen Ehefrau durchgeführt. Der Ausgleich der Anrechte
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des Klägers gegen die Zusatzversorgungskasse wurde auf die 
unverfallbaren beschränkt (Versicherungsrente). Der Aus­
gleich der verfallbaren Anrechte (Versorgungsrente abzüg­
lich Versicherungsrente) wurde dem schuldrechtlichen Ver­
sorgungsausgleich Vorbehalten. Seit dem 1. November 1986 
bezieht der Kläger Erwerbsunfähigkeitsrente von der gesetz­
lichen Rentenversicherung und Versorgungsrente von der Be­
klagten .

Am 29. Juli 1987 beantragte die Beklagte im Hinblick 
darauf, daß die Anrechte des Klägers gegen die Zusatzver­
sorgungskasse mit Eintritt seiner Erwerbsunfähigkeit unver­
fallbar geworden waren, eine Abänderung der Versorgungsaus­
gleichsentscheidung. Durch Beschluß des Amtsgerichts vom 
14. Dezember 1989 wurden daraufhin zu Lasten der Zusatzver­
sorgung des Klägers weitere Versorgungsanwartschaften für 
die geschiedene Ehefrau bei der gesetzlichen Rentenversi­
cherung begründet. Deshalb kürzte die Beklagte mit Bescheid 
vom 23. April 1990 die Versorgungsrente des Klägers um mo­
natlich 243,65 DM ab 1. April 1990. Der geschiedenen Ehe­
frau ist bislang aus ihrer Versicherung keine Rente zu ge­
währen .

Der Kläger ist der Auffassung, daß seine Versorgungs­
rente gemäß S 1 Abs. 3 VAHRG i.V.m. § 57 Abs. 1 Satz 2 
BeamtVG so lange nicht gekürzt werden dürfe, wie seine ge­
schiedene Ehefrau noch keine Rente beziehe. Das sogenannte 
Rentnerprivileg greife auch bei einer Abänderungsentschei­
dung des Familiengerichts ein. Er verlangt von der Beklag­
ten Zahlung von monatlich 243,65 DM ab 1. April 1990. Das 
Landgericht hat seine Klage abgewiesen; das Oberlandesge-
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rieht hat ihr stattgegeben (OLG-Report Köln 1993, 313). Die 
Beklagte erstrebt mit ihrer zugelassenen Revision, daß das 
Urteil des Landgerichts wiederhergestellt wird.

Entscheidungsqründe;

Die Revision hat keinen Erfolg.

1. Das Berufungsgericht ist der Ansicht, § 57 Abs. 1 
Satz 2 BeamtVG sei zugunsten des Klägers entsprechend anzu­
wenden. Der Zeitpunkt, zu dem eine Abänderungsentscheidung 
des Familiengerichts über den Versorgungsausgleich wirksam 
werde, sei in § 10a Abs. 7 Satz 1 VAHRG geregelt, und zwar 
wirke die Abänderung auf den Zeitpunkt des der Antragstel­
lung folgenden Monatsersten zurück. Der aus S 10a Abs. 7 
Satz 1 VAHRG zu entnehmende Zeitpunkt sei mangels einer an­
derslautenden gesetzlichen Regelung auch dafür maßgebend, 
ob das sogenannte Pensionärs- oder Rentnerprivileg gemäß 
S 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG einsetze.

Das eigene Antragsrecht, das § 10a Abs. 4 VAHRG den 
Versorgungsträgern gewähre, sei entgegen der Auffassung der 
Beklagten nicht bedeutungslos, wenn man für die Gewährung 
des sogenannten Rentnerprivilegs auf den in § 10a Abs. 7 
Satz 1 VAHRG genannten Zeitpunkt abstelle. Denn wenn der 
Ausgleichsberechtigte Rente beziehe, könne sofort gekürzt 
werden.

Die Arbeiter und Angestellten des öffentlichen Dien­
stes würden durch eine Kürzung der Rente erst ab Rentenbe-

t
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zug des Ausglelchsberechtlgten auch nicht bessergestellt 
als Beamte. Denn Beamte behielten gemäß § 57 BeamtVG ihre 
Bezüge wie die Zusatzversorgungsempfänger, bis der Berech­
tigte eine Versorgung erhalte.

2. Dagegen wendet sich die Revision. Sie vertritt die 
Auffassung, das Rentnerprivileg sei auf den vorliegenden 
Fall nicht anzuwenden. Dieser zeichne sich durch die Beson­
derheit aus, daß die den Versorgungsausgleich ändernde Ent­
scheidung des Amtsgerichts deshalb ergangen sei, weil die 
mangels Unverfallbarkeit bei der ersten Entscheidung noch 
nicht in den Versorgungsausgleich einzubeziehende Versor­
gungsrente nachträglich unverfallbar geworden sei. Der 
nachträgliche öffentlich-rechtliche Ausgleich des unver­
fallbar gewordenen Anrechts auf Versorgungsrente stelle 
sich sachlich als zeitliche Verschiebung des im übrigen 
grundsätzlich gewollten öffentlich-rechtlichen Ausgleichs 
dar. Bei der Anderungsentscheidung handele es sich um eine 
nur im Zusammenhang mit der Erstentscheidung mögliche, die­
se modifizierende und damit ihr zugeordnete, sekundäre Ent­
scheidung .

3. Diese Angriffe bleiben erfolglos.

a) Das Berufungsgericht ist zutreffend davon ausgegan­
gen, daß § 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG bei auszugleichenden 
Anrechten gegen die Zusatzversorgungskasse der Beklagten 
über S 1 Abs. 3 VAHRG entsprechend anzuwenden ist. Der 
Zeitpunkt, auf den S 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG für eine Sus­
pendierung der Kürzung des Ruhegehaltes - übertragen auf 
den vorliegenden Fall: Kürzung der Zusatzrente - abstellt,

i
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ist die Wirksamkeit der Entscheidung des Familiengerichts 
über den Versorgungsausgleich. § 10a VAHRG sieht die Mög­
lichkeit vor, rechtskräftige Entscheidungen über den Ver­
sorgungsausgleich nachträglich zu ändern. Die Abänderungs­
entscheidung des Familiengerichts wirkt gemäß § 10a Abs. 7 
Satz 1 VAHRG auf den Monatsersten nach Stellung des Abände­
rungsantrages zurück. Die Frage, auf welchen Zeitpunkt es 
im Rahmen des § 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG ankommt - Zeit­
punkt der Wirksamkeit der ersten Entscheidung des Familien­
gerichts oder Zeitpunkt, von dem an die Abänderungsent­
scheidung Wirkung entfaltet -, hat der Gesetzgeber bei Ein­
führung des § 10a VAHRG durch das Gesetz über weitere Maß­
nahmen auf dem Gebiet des Versorgungsausgleichs (VAWMG) vom 
8. Dezember 1986 indessen nicht geregelt.

k

b) Eine § 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG entsprechende Be­
stimmung für die gesetzliche Rente enthält § 101 Abs. 3 
SGB VI, der an die Stelle von § 1304a Abs. 4 Satz 2 RVO so­
wie § 83 Abs. 4 Satz 2 AVG getreten ist. In der Literatur 
zu § 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG sowie zu den genannten ent­
sprechenden Bestimmungen wird überwiegend die Auffassung 
vertreten, bei der Abänderung des Versorgungsausgleichs 
nach § 10a VAHRG die bereits bezogene Versorgung so lange 
ungekürzt zu belassen, bis der Ausgleichsberechtigte Rente 
erhält (vgl. Maier/Michaelis, Versorgungsausgleich in der 
Rentenversicherung 3. Aufl. S 10a VAHRG Anm. 9; Michaelis/ 
Sander, DAngVers 87, 86, 95 und 285, 307f.; Stegmüller/ 
Schmalhofer/Bauer, Beamtenversorgungsgesetz Loseblatt­
sammlung 22. Erg.- Lief. Erl. 18 zu § 10a VAHRG Beispiel 2; 
Soergel/Minz, BGB 12. Aufl. S 10a VAHRG Rdn. 19; Saar, Ver­
sorgungsausgleich und Beamtenversorgung 1989 S. 447f.;

i
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Johannsen/Henrich/Hahne, Eherecht 2. Aufl. § 10a VAHRG 
Rdn. 50; Klattenhof DAngVers 92, 85, 89; MünchKoxnm/Dörr,
BGB 3. Aufl. § 10a VAHRG Rdn. 93f.).

c) Die Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes be­
zweckt eine Gleichstellung mit der Versorgung der Beamten 
(BGHZ 93, 17, 22). Vor diesem Hintergrund ist kein hinrei­
chender Grund gegeben, § 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG in Fällen 
der Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst anders als bei 
Beamten anzuwenden. Diese Auffassung wird auch in einem 
Rundschreiben des Bundesministers des Inneren vom 19. Janu­
ar 1989 vertreten (abgedruckt bei Plog/Wiedow/Beck, Bundes­
beamtengesetz Anh. V 8 a Ziff. 3.1 b). Das Rentnerprivileg 
berücksichtigt, daß dem Rentner geringere finanzielle Mit­
tel zur Verfügung stehen als in der Zeit seines aktiven 
Dienstes und daß er infolgedessen weniger in der Lage ist, 
die versorgungsausgleichsbedingte Kürzung seiner Bezüge 
durch Zahlung eines Kapitalbetrages ganz oder teilweise ab­
zuwenden oder durch den Abschluß einer anderweitigen Versi­
cherung auszugleichen. Maßgebendes Kriterium für die Ver- 
hältnismäßigkeit des Eingriffs in die durch Art. 14 Abs. 1 
GG geschützte Rechtsposition ist eine Besitzschutzregelung 
zugunsten des Ausgleichsverpflichteten für den Fall, daß 
nach rechtskräftiger Übertragung der Rentenanwartschaften 
durch das Familiengericht Beiträge zum Ausgleich des Ver- 
lusts nicht mehr entrichtet werden können (vgl. BSG NJW-RR 
1994, 668). Dieser Sinn des Rentnerprivilegs trifft auch 
dann zu, wenn durch eine Abänderungsentscheidung gemäß 
§ 10a VAHRG der versorgungsausgleichsbedingte Kürzungsbe­
trag zu einem Zeitpunkt erhöht wird, in dem der Betroffene 
bereits Rente bezieht (ebenso Oberschiedsgericht der Ver-
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sorgungsanstalt des Bundes und der Länder vom 17. Dezember 
1993 - OS 69/92). Die Abänderungsentscheidung stellt eine 
selbständige Entscheidung über den Versorgungsausgleich 
dar, die diesen aufgrund einer "Totalrevision" seiner 
Grundlagen neu feststellt (a.A. Strebei, BetrAV 1988, 121, 
125). Deshalb ist § 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG auch dann an­
zuwenden, wenn der Betroffene im Zeitpunkt der Abänderungs­
entscheidung bereits Rente bezieht.

d) Die Regelung des § 57 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG be­
grenzt die ungekürzte Zahlung des Ruhegehalts auf den Zeit­
punkt, zu dem der berechtigte Ehegatte selbst eine Rente 
bezieht. Das hat das Berufungsgericht nicht übersehen (vgl. 
S. 8 des Urteilsabdrucks). Diese zeitliche Grenze der 
Pflicht zur ungekürzten Zahlung ist klarstellend in den Ur­
teilsausspruch mit aufzunehmen.

Dr. Schmidt-Kessel Dr. Ritter Römer

Dr. Schlichting Terno
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